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Landeshauptversammlung der dbb Frauenvertretung Hessen 

 

Am 20. April 2026 fand die Hauptversammlung der dbb Frauenvertretung Hessen im 
Frankfurt statt. Die Vorsitzende Sonja Waldschmidt freute sich, zahlreiche 
Frauenvertreterinnen aus den Mitgliedsverbänden und -gewerkschaften in der 
Geschäftsstelle des dbb Hessen begrüßen zu können. 
 
Auf der Tagesordnung stand u.a. ein Vortrag der Verbraucherzentrale Hessen zum Thema 
„Altersvorsorge“. Tobias Neufert, Referent der Verbraucherzentrale, stellte die 
verschiedenen Säulen der Vorsorge umfassend dar und machte dabei deutlich, wie wichtig 
die private Vorsorge schon zu Beginn des Erwerbslebens ist.  Die Ausführungen stießen auf 
großes Interesse, ebenso wie seine Ausführungen über die vielfältigen Angebote und die 
Arbeit der Verbraucherzentrale.  
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„Es ist nicht genug zu wissen – man muss auch anwenden.  
 Es ist nicht genug zu wollen – man muss auch tun.“ –  
 

Johann Wolfgang von Goethe 
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Die Vorsitzende Sonja Waldschmidt berichtete u.a. vom bundesfrauenkongress der dbb 
bundesfrauenvertretung, der am 20. und 21. März 2026 in Berlin stattfand. Im weiteren 
Verlauf informierte sie über wahrgenommene Termine des Vorstands und aktuelle 
Aktivitäten und Themen.  
 
Für den dbb Hessen berichtete die stellvertretende Landesvorsitzende Anke Schneider über 
die aktuelle Arbeit, insbesondere über die Einkommensrunde 2026 in Hessen. Weiterhin 
hob sie die Themen Unteralimentation (keine Bewegung!) und Gewalt gegen Beschäftigte 
(neue Studie in Zusammenarbeit mit der Hessischen Hochschule für öffentliches 
Management und Sicherheit (HöMS) am Start) hervor.  
 
Die nächste Landeshauptversammlung ist für den 29. Oktober 2026 terminiert. 
 
 

 
Die Teilnehmerinnen der Landeshauptversammlung mit der stellv. Landesbundvorsitzenden Anke Schneider 

(6. v. l.) und Tobias Neufert (Verbraucherzentrale Hessen)  
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Hessisches Besoldungs- und Versorgungsanpassungsgesetz 2026/2027 

Die Regierungsfraktionen haben am 12. Mai 2026 einen Gesetzentwurf zur Anpassung der 

Besoldung und Versorgung in Hessen in den Jahren 2026 und 2027 vorgelegt (DR 21/4422). 

Er sieht die Übertragung der Tarifeinigung auf den Bereich der Besoldung und Versorgung 

vor (Erhöhung um 3,02%, mindestens aber 110€ ab 1.7.2026, weitere 2,8% ab 1. 10.2027). 

Daneben soll u.a. eine Erhöhung der kinderbezogenen Familienzuschläge erfolgen und die 

erste Erfahrungsstufe in allen Besoldungsgruppen der Besoldungsgruppe A künftig 

entfallen.  Ein völliger Paradigmenwechsel ist die geplante Einführung eines sogenannten 

fiktiven Partnereinkommens.  

Die vorgesehene (und im Rahmen der TV-H Verhandlungen zugesagte) Übertragung des 

Tarifergebnisses auf die Beamtinnen und Beamten sowie die Versorgungsempfängerinnen 

und Versorgungsempfänger des Landes wird ausdrücklich begrüßt. Daneben gibt es im 

Gesetzentwurf allerdings zahlreiche Kritikpunkte, die der dbb Hessen bereits aufgeführt hat 

und denen sich die Frauenvertretung anschließt.  

Die Landesregierung sieht u.a. mit der Übertragung des Tarifergebnisses, dem Wegfall der 

ersten Erfahrungsstufe und der Anhebung des kinderbezogenen Anteils des 

Familienzuschlags für die ersten beiden Kinder auf jeweils 350 Euro (rückwirkend zum 1. 

Januar 2026) das Ziel der Wiederherstellung einer verfassungskonformen Alimentation 

erreicht. Den Abstand zur Mindestbesoldung will man jetzt unter Anrechnung eines fiktiven 

Partnereinkommens herstellen.  

Die Anhebung der kinderbezogenen Familienzuschläge anstelle einer weiteren Anhebung 

des Grundgehalts ist kritisch zu sehen. Im ersten Augenblick mögen diese Zuschläge zwar 

zu einem deutlichen Plus führen, sie entfallen aber mit Wegfall der zu berücksichtigenden 

Kinder und haben im Regelfall keinerlei Auswirkungen auf das spätere Ruhegehalt. Davon 

sind wieder einmal besonders Frauen betroffen, da sie wegen Übernahme von 

Sorgeaufgaben weitaus häufiger in Teilzeit arbeiten und dadurch Einbußen bei der 

Versorgung hinnehmen müssen  

Die Anrechnung eines fiktiven Partnereinkommens ist ein weiterer zentraler Kritikpunkt. 

Das Alimentationsprinzip verpflichtet nicht den Partner oder die Partnerin, sondern 

ausschließlich den Dienstherrn. Der Staat darf seine verfassungsrechtliche Verpflichtung 

nicht auf Dritte übertragen. Besonders problematisch ist dabei, dass die angenommenen 

Einkommen in vielen Fällen überhaupt nicht vorhanden sind.  

Der dbb Hessen hat sowohl schriftlich als auch in der mündlichen Anhörung am 23.6.2026 

detailliert Stellung genommen. Ein ausführlicher Bericht findet sich in den dbb Hessen 

Nachrichten 6/2026 https://www.dbb-hessen.de/aktuelles/news/einigkeit-bei-anhoerung-

zur-besoldung-so-nicht/.  

Die vollständigen Stellungnahmen der Sachverständigen und Anzuhörenden sind unter 

https://hessischer-landtag.de/termine/innenausschuss-44-sitzung abrufbar. 

 

https://www.dbb-hessen.de/aktuelles/news/einigkeit-bei-anhoerung-zur-besoldung-so-nicht/
https://www.dbb-hessen.de/aktuelles/news/einigkeit-bei-anhoerung-zur-besoldung-so-nicht/
https://hessischer-landtag.de/termine/innenausschuss-44-sitzung
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Studie „Gewalt gegen Beschäftigte des öffentlichen Dienstes“ 

Gewaltstudie des dbb Hessen und der HöMS: Noch teilnehmen! 
Die Hessische Hochschule für öffentliches Management und Sicherheit (HöMS) führt 
gemeinsam mit dem dbb Hessen eine wissenschaftliche Befragung zu Gewalterfahrungen 
im beruflichen Kontext von Beschäftigten im öffentlichen Dienst durch.  
 
Ziel der Studie ist es, ein umfassendes und wissenschaftlich fundiertes Bild der Situation im 
öffentlichen Dienst in Hessen zu gewinnen. Dazu ist es notwendig, dass möglichst viele 
Mitglieder an der Befragung teilnehmen. Weitere Informationen und der Link zur 
Teilnahme sind ebenfalls in den dbb Hessen Nachrichten 6/26 zu finden. 

 
 

Demokratie braucht die Stimmen von Frauen 
 

Beim zweiten Aktionstag „Parität Jetzt“ wurde erneut deutlich: Die gleichberechtigte 
politische Teilhabe von Frauen bleibt eine der zentralen Herausforderungen unserer 
Demokratie. 
„Frauen stellen mehr als die Hälfte unserer Gesellschaft. Es kann deshalb nicht akzeptiert 
werden, dass sie in politischen Entscheidungsgremien weiterhin deutlich unter-
repräsentiert sind. Eine moderne Demokratie muss die Lebensrealitäten von Frauen 
sichtbar machen und ihre Perspektiven gleichberechtigt in politische Entscheidungen 
einbeziehen“, betonte Milanie Kreutz, Vorsitzende der dbb bundesfrauenvertretung, am 
24. Juni 2026 auf der Veranstaltung.  
 
Die dbb bundesfrauenvertretung ist Bündnispartnerin der Initiative.  Weitere 
Informationen auf der Seite der dbb bundesfrauenvertretung https://www.dbb-frauen.de    
und https://paritaetjetzt.de/ 
 

 
Frauenpolitische Fachtagung 2027 - Save the Date 

 
Die 20. Frauenpolitische Fachtagung der dbb bundesfrauenvertretung wird am 10.05.2027 
im dbb forum berlin stattfinden. 
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